
31. Juli 2024

Protestcamp in Hamburg: Monatliche
Genehmigung sorgt für Empörung

In Hamburg bleibt das propalästinensische Protestcamp bis
Ende August bestehen, trotz heftiger Kritik und Auflagen.

In Hamburg sorgt ein verlängertes Protestcamp für kontroverse
Diskussionen und Emotionen unter den Bürgern. Die öffentliche
Debatte dreht sich nicht nur um die aktuellen politischen
Forderungen, sondern auch um die Auswahl des Standorts, der
eine geschichtsträchtige und belastende Vergangenheit hat.

Ein weiteres Monat der Proteste

Das propalästinensische Protestcamp in der Nähe des
Dammtorbahnhofs wird um einen Monat bis Ende August
verlängert. Die Genehmigung wurde von der Hamburger Polizei
als zuständiger Versammlungsbehörde erteilt. Teilnehmende
des Camps fordern die Entwaffnung Israels und machen auf
ihrer Mahnwache unter dem Motto „Finger weg von Rafah“ auf
die Probleme aufmerksam, die sie als Besatzung, Vertreibung
und Apartheid verstehen.

Streit um den Standort

Die Moorweide, wo das Camp stattfindet, hat eine belastende
Geschichte: Während des Zweiten Weltkriegs war dieses Gebiet
eine Sammelstelle für die Deportation von Juden durch die
Nationalsozialisten. Der Israelitische Tempelverband zu
Hamburg hat sich über die Duldung des Camps empört und ein
sofortiges Verbot gefordert. Der Verband, der als
Muttergemeinde des Reformjudentums gilt, sieht es als



unverständlich an, dass ein solches Camp in dieser historischen
Umgebung existieren kann.

Politische Reaktionen

Auch die Freie Demokratische Partei (FDP) protestiert gegen die
Mahnwache. Die Fraktion in der Bezirksversammlung Eimsbüttel
verurteilt die Nutzung der Moorweide für antiisraelische und
antijüdische Proteste. Fraktionschef Benjamin Schwanke spricht
von einem „nicht hinnehmbaren“ Zustand, da der Ort nicht von
einem Protestcamp, sondern von den Schrecken der Geschichte
geprägt sei.

Hintergrund des Protests

Der Protest in Hamburg ist eine Reaktion auf die militärischen
Maßnahmen Israels, die nach dem verheerenden Terrorangriff
am 7. Oktober 2023 erfolgten, bei dem mehr als 1200 Menschen
ums Leben kamen. Unter anderen haben Gruppen wie „Students
for Palestine HH“ und „Thawra“ zu den Protesten aufgerufen, um
auf die Situation in Palästina aufmerksam zu machen.

Einschränkungen für das Camp

Das Protestcamp unterliegt bestimmten Auflagen. Die
Teilnehmenden dürfen die Moorweide lediglich für
Veranstaltungen mit mindestens 100 Personen nutzen und sind
nicht erlaubt, Zelte außerhalb des genehmigten Bereichs
aufzuschlagen. Ein Eilantrag des Veranstalters zur Aufhebung
dieser Beschränkung wurde abgelehnt, jedoch hatte das Gericht
zuvor eine genehmigte Erhöhung der Zeltanzahl auf 30 für einen
symbolischen Charakter beschlossen.

Die gesellschaftlichen Spannungen um das Camp und dessen
Verlängerung verdeutlichen die tiefgehenden emotionalen und
politischen Konflikte, die nicht nur Deutschland, sondern auch
die weltweite Diskussion über den Nahostkonflikt betreffen. Die



Meinungen über die Auswirkungen des Camps auf die
Gemeinschaft und die Erinnerungskultur bleiben gespalten und
werfen wichtige Fragen über die Toleranz gegenüber
unterschiedlichen politischen Ansichten auf.

lno/jlau – NAG

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://nachrichten.ag/
https://n-ag.de
http://www.tcpdf.org

